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Anlage 3 zur GRDrs 859/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014
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	Amt für öffentliche Ordnung
	A 11
	Sachbearbeiter/-in
	1,0
	---
	83.400 €


1  Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer Sachbearbeiterstelle im Aufgabengebiet „Veranstaltungen in Versammlungsstätten und unter freiem Himmel“, Besoldungsgruppe A 11, bei der Dienststelle „Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsangelegenheiten“. 
2  Schaffungskriterien
Neue Vorgaben zur Umsetzung zwingender gesetzlicher Regelungen zur Veranstaltungssicherheit sowie zusätzliche Anforderungen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens für Veranstaltungen haben zu einem erheblichen Aufgabenzuwachs geführt, der die Schaffung einer zusätzlichen Sachbearbeiterstelle erfordert. 
3  Bedarf

3.1 Anlass
3.1.1 Grundlegend veränderte konzeptionelle Anforderungen
Mit der „Handreichung des Landespolizeipräsidiums für die Planung und Durchführung von Veranstaltungen mit einer Vielzahl an Personen“ liegen seit Juli 2012 erstmals verbindliche Vorgaben des Landes Baden-Württemberg für den Umgang mit Veranstaltungen vor, die in zentralen Bereichen Festlegungen für die Genehmigungs- und Sicherheitsbehörden treffen.
Noch weiter gehende, für Sicherheitsfragen grundlegende Feststellungen trifft seit August 2012 der „Orientierungsrahmen des Ministeriums für Inneres und Kommunales NRW für die kommunale Planung, Genehmigung, Durchführung und Nachbereitung von Großveranstaltungen im Freien“, der den „Stand der Technik“, also die Mindestanforderungen bei der Planung, Genehmigung und Überwachung von Veranstaltungen wiedergibt. Die dort genannten Maßstäbe können auch für die Beurteilung eines sachgerechten Verfahrens bei baden-württembergischen Behörden angesehen werden.
Sowohl in der genannten Handreichung des Innenministeriums Baden-Württemberg als auch im Orientierungsrahmen des Innenministeriums Nordrhein-Westfalen sind Sicherheitskonzepte, vorbereitende Sicherheitsgespräche, die Abnahme von Veranstaltungen durch die zuständigen Behörden, die Anwesenheit von Behördenvertretern während der Veranstaltung als auch die Nachbereitung von Veranstaltungen vorgesehen.
3.1.2 Sicherheit bei Fußballspielen

Die Sicherheit bei Fußballspielen gewinnt aufgrund zahlreicher Ausschreitungen und Gewaltexzesse sowohl politisch als auch aus Sicht der zuständigen Behörden eine immer größere Bedeutung.
Das Nationale Konzept Sport und Sicherheit (Fortschreibung 2012), das auf einen Beschluss der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder zurückgeht, sieht ebenso wie das von der Deutschen Fußball Liga (DFL), nach Vorgaben der Politik im Dezember 2012 beschlossene Sicherheitskonzept „Sicheres Stadionerlebnis“ vor, dass vor einem Bundesligaspiel ein Sicherheitsgespräch aller Beteiligten (Sicherheitsbehörden, Vereine und ggf. Fanvertreter) stattfinden soll. Diese Vorgaben sind teilweise auf andere Fußballligen zu übertragen, da zumindest bei sog. Risikospielen auch z. B. in der dritten Liga und in der Regionalliga entsprechende Sicherheitsvorgaben umzusetzen sind. 
Nach diesen neuen Vorgaben kommt auf die Genehmigungs- und Sicherheitsbehörde eine erhebliche Anzahl von zusätzlichen Aufgaben zu.
3.1.3 Anfragen, Beratungen und Koordination
Künstler, aber auch Privatpersonen oder Firmen drängen vermehrt in den Veranstaltungsbereich, ohne sich darüber im Klaren zu sein, welcher Arbeits-, Kosten- und Koordinierungsaufwand damit verbunden ist. Die Folge sind Anfragen bei der Genehmigungsbehörde, die einen erheblichen Arbeitsaufwand erzeugen, letztlich aber – trotz der intensiven Beratung der Veranstalter – weder zu einem konkreten Antrag noch zu einer genehmigungsfähigen Veranstaltung führen.
Der stark gestiegene Beratungs-, Koordinierungs- und Organisationsbedarf aufgrund von Parallelveranstaltungen, der Beratung von unerfahrenen Veranstaltern, der Suche nach verträglichen Lösungen im Hinblick auf die Nachbarschaft, der Moderation von Gesprächen zwischen Veranstalter und anderen Behörden oder Dritten – all das ist zeitintensiv und Teil eines „geänderten“ Genehmigungsverfahrens, bei dem der Genehmigungsbehörde eine wachsende Bedeutung im Sinne eines behördlichen Veranstaltungsmanagements zukommt.
Immer häufiger sind bei Veranstaltungen Konzepte zum Lärmschutz erforderlich, um eine nachbarschaftsverträgliche Lösung zu finden, die eine Durchführung der Veranstaltung ohne Verstoß gegen Lärmrichtwerte gewährleistet. Im Einzelfall ist über veranstaltungsbezogene Lärmschutzauflagen bis hin zur Verpflichtung, ein Lärmschutzgutachten vorzulegen, zu entscheiden. Die teilweise umfangreichen Gutachten sind zunächst auszuwerten und dann in der Genehmigung umzusetzen. Eine umfassende Nachbereitung muss sicherstellen, dass bei Verstößen oder nicht eingehaltenen Vorgaben im Folgejahr engere Maßnahmen greifen. 
3.1.4 Projektgruppe Zwischennutzung

Die Dienststelle ist in der interdisziplinären Projektgruppe Zwischennutzung (IPG) vertreten, die bei OB/82 eingerichtet wurde. Ziel der Projektgruppe ist die Lokalisierung von leeren Räumlichkeiten, die für kreative Zwischennutzer gewonnen werden sollen. Diese Projektgruppe geht zurück auf einen Gemeinderatsbeschluss im Rahmen der Haushaltsplanberatungen 2012/2013. Durch die Einbindung in die Projektgruppe entsteht ein nicht unerheblicher Aufgabenzuwachs, insbesondere durch die ca. 10 Besprechungen pro Jahr, sowie deren umfangreiche Vor- und Nachbereitung sowie die Umsetzung der Aufträge aus diesen Besprechungen. 
3.2 Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Derzeit kann die Genehmigung von Veranstaltungen meist nur dadurch gewährleistet werden, dass die Mitarbeiter des Bereichs Veranstaltungen Belastungsspitzen durch Mehrarbeit abfangen und weitere Sachbearbeiter einschließlich der Sachgebietsleiter und des Dienststellenleiters in die Bearbeitung einbezogen werden. Dies geht zu Lasten anderer gesetzlicher Pflichtaufgaben der Dienststelle. Künftig kann dies im bisherigen Umfang nicht mehr erfolgen, da die Dienststelle in den anderen Bereichen ebenfalls gewisse Aufgabenzuwächse zu verzeichnen hat. 
3.3 Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen
Aufgrund des Aufgabenzuwachses kann die Sicherheit bei Veranstaltungen im Hinblick auf die notwendige Begleitung und Überprüfung der Sicherheitskonzepte nicht mehr gewährleistet werden.
Daraus resultiert angesichts der erhöhten Sicherheitsanforderungen an die Durchführung von Veranstaltungen, die auch das Land Baden-Württemberg inzwischen als Mindeststandard definiert hat, ein erhebliches Haftungsrisiko für die betroffenen Mitarbeiter, aber vor allem für die Stadtverwaltung Stuttgart. Da Veranstaltungssicherheit neben der Infrastruktur, der zeitnahen und sachgerechten Durchführung von Genehmigungsverfahren und den mit der Durchführung der Veranstaltung verbundenen Kosten ein wichtiger Standortfaktor ist, entstünde ein nur schwer behebbarer Schaden für den Ruf der Landeshauptstadt Stuttgart als Veranstaltungszentrum. 

Es müsste eine Priorisierung bei der Bearbeitung von Anträgen auf Genehmigung von Veranstaltungen vorgenommen werden, was zur Folge hätte, dass nicht mehr alle genehmigungsfähigen Veranstaltungen termingerecht genehmigt werden könnten. Kurzfristige Änderungen des Veranstaltungskonzepts könnten genauso wenig genehmigt werden wie später als vier Wochen vor dem Veranstaltungstermin angemeldete Veranstaltungen. Die Teilnahme an Arbeits- und Projektgruppen müsste ausgesetzt werden, um die laufende Sachbearbeitung sicherzustellen. Auch die Schnittstellen- und Koordinierungsfunktion(en), die durch die Dienststelle übernommen werden, könnten nicht mehr sichergestellt werden, wodurch auf den Veranstalter erhebliche zusätzliche Aufgaben bzw. Kosten zukommen würden.
4  Stellenvermerke

Keine
